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Laufendes Protokoll Nr.: 24 

 

Protokoll vom: 25.03.2021 

Ort: Online  

Zeit: 18:00 – 20:30 Uhr 

Anlass: 24. Sitzung des Potsdamer Beteiligungsrates 2021  

Protokoll: Nicolas Bach (nexus Institut) 

Anwesende:  

Bürger/innen:   Verwaltung:   SVV:   

Dr. Sabine Albrecht  Frank Daenzer  Nico Marquardt 

André Falk (Sprecher)  Dr. Jörg Leben  Mechthild Rünger 

Freda von Heyden-Hendricks 

Dr. Antje Jordan 

Prof. Dr. Heinz Kleger 

Frauke Neumann 

Gabriele Struck (Sprecherin) 

Franziska Wilke (Sprecherin) 

 

Gäste:     Moderation: Nicolas Bach (nexus Institut) 

Thomas Geisler (WfB) 

Sophia Ermert 

Maria Pohle 

Heike Bojunga 

Thomas Tuntschew 

Abwesende (e = entschuldigt):  

Bettina Beran (e), Marie Wutzler (e), Marie-Ann Koch (e), Helga Mundt, Günter zur 

Nieden 

Tagesordnung:  

1. Begrüßung 

2. Vorstellung Maria Pohle und Heike Bojunga 

3. Rolle der Ortsbeiräte – Austausch mit Thomas Tuntschew 

4. Mobile Beteiligung in Potsdam 

5. Aktuelles 

a. Prozessmonitor 

b. BI Potsdamer Norden: Schreiben von Herrn Seyboth 

c. Vorhaben Pirschheide 

d. Sitzung des Ausschusses PTD 

6. Organisatorisches 

7. Abschluss 

a. Inhalte der nächsten Sitzung 

Anhänge 

A. Beschluss der SVV zur mobilen Beteiligung 

B. Prozessmonitor der WfB 

C. Schreiben von Herrn Seyboth 

D. Zusammenfassung der wichtigsten Punkte aus der Sitzung des Ausschusses PTD 
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1 Begrüßung; TOPs 

Herr Bach beginnt die Sitzung des Beteiligungsrates (BR) und begrüßt alle anwesenden 

Mitglieder und Gäste. Er stellt die Tagesordnung vor, die von den Mitgliedern des 

Beteiligungsrates verabschiedet wird. 

2 Vorstellung von Maria Pohle und Heike Bojunga 

Zu Beginn der Sitzung stellte sich Maria Pohle, die neue Leiterin des Bereichs 513 Partizipation 

und Tolerantes Potsdam, vor. Frau Pohle kommt ursprünglich aus Sankt Petersburg und lebt 

seit 2007 in Potsdam. Sie hat unter anderem an der Universität Potsdam und in 

Jugendhilfeprojekten mit Migrant:innen und Geflüchteten gearbeitet und war zuletzt 

Vorsitzende des Migrantenbeirats Potsdam. Bürgerbeteiligung ist ein wichtiger Schwerpunkt 

ihrer Arbeit, den sie in ihrer neuen Tätigkeit für Potsdam weiter stärken möchte. 

Die Mitglieder des BR fragten Frau Pohle, ob bei ihrer Anstellung eine zweite Stelle für die 

interne Werkstadt für Beteiligung (WfB) in Aussicht gestellt wurde. Ursprünglich ist die WfB mit 

zweimal drei Stellen geplant worden. Frau Pohle antwortete, dass diebezüglich nichts 

versprochen worden ist. Sie berichtete allerdings, dass Herr Karnstaedt demnächst in den 

Bereich 513 zurückkehrt. Des Weiteren informierte sie, dass grundsätzlich eine Analyse der 

internen Strukturen der WfB vorgesehen ist und die interne Werkstadt weiterentwickelt werden 

soll. 

Als zweiter Neuzugang der Potsdamer Verwaltung stellte sich die neue Leiterin des 

Fachbereichs 51 Kommunikation und Partizipation, Heike Bojunga, vor. Sie betonte in ihrer 

Vorstellung, dass Partizipation auch eine Kommunikationshaltung sei, da es dabei immer um 

den Austausch von Meinungen und Positionen gehe. Gemeinsam mit Frau Pohle will sie den 

Bereich Partizipation weiter profilieren und dabei die Schnittstellen zu anderen 

Verwaltungsbereichen verbessern. Frau Bojunga kommt ursprünglich aus Frankfurt am Main, 

hat in Berlin Geschichte studiert und anschließend in Dresden für die Sächsische Zeitung und 

später im Bereich Kommunikation gearbeitet.  

 

3 Situation der Ortsbeiräte – Austausch mit Thomas Tuntschew 

Thomas Tuntschew ist seit 2017 als Referent im Büro des Oberbürgermeisters (OBM) tätig 

und dort Ansprechpartner für die Ortsvorsteher:innen. Damit ist er der „kurze Draht“ der 

Ortsvorsteher:innen in das Büro des OBMs.  

Herr Tuntschew berichtet über die Entstehung der Ortsbeiräte im Zuge der Eingemeindungen 

1993 und 2003. Ortsbeiräte umfassen, je nach Größe der Ortsteile, zwei bis neun gewählte 

Mitglieder und bilden Versammlungen, die sich zu lokalen Fragen beraten und Beschlüsse zu 

örtlichen Angelegenheiten fassen. Die Ortsbeiräte sollen so aktiv an der Gestaltung ihrer 

Ortsteile mitwirken. Aus den Ortsbeiräten werden die Ortsvorsteher:innen gewählt, die die 

Ortsteile auch gegenüber der Verwaltung und den Gremien der Landeshauptstadt vertreten.  

Herr Tuntschew blickt auf die Zusammenarbeit der letzten Jahre zurück. Immer wieder gab es 

Kritik an der Arbeitsweise der Verwaltung. Es sei wichtig, dass die unterschiedlichen 

Perspektiven sichtbar gemacht werden und besser zu verstehen. 2018 wurde beispielsweise 

ein StadtForum zum Eingemeindungsjubiläum durchgeführt, um den Stand des 

Zusammenwachsens zu diskutieren. Wichtig sei es, in einem konstruktiven Dialog zu bleiben.   

Derzeit finden quartalsweise Gespräche zwischen Ortsvorsteher:innen und 

Verwaltung/Beigeordneten statt. Dieser Austausch wurde verstetigt und damit als dauerhaftes 
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Element des Austauschs etabliert. Die Herbstsitzung ist dabei traditionell für Themen des 

Geschäftsbereichs 4 reserviert. Vor der Sommer- und Weihnachtsferien finden gemeinsame 

Sitzungen mit dem Oberbürgermeister statt. Grundsätzlich sind die Ortsvorsteher:innen 

wichtige Multiplikator:innen in die und aus den Ortsteilen. 

Herr Tuntschew erläutert, dass in den letzten Jahren einige Verbesserungen angeschoben 

werden konnten. Er berichtet, dass die Ortsvorsteher:innen mit vielen Bereichen der 

Zusammenarbeit zufrieden sind. Umso ärgerlicher sind die Themen, in denen die Positionen 

und Beschlüsse der Ortsbeiräte nicht berücksichtigt werden. Er sehe aber auch in Teilen einen 

funktionalen Konflikt zwischen den Ortsteilen (vertreten durch die Ortsbeiräte und 

Ortsvorsteher:innen) und den gesamtstädtische Interessen. Einen Interessenkonflikt zwischen 

der Stadt und den Ortsteilen hat es bereits bei ihrer Einführung gegeben. Die aktuelle 

Diskussion ist vielschichtig, betrifft neben der Verwaltung auch die die Abläufe der 

Stadtverordnetenversammlung. Deshalb soll ein Workshopverfahren gestartet werden, um 

über Lösungen und Verfahren gemeinsam zu erarbeiten. 

 

Fragen, Anmerkungen und Antworten 

In der anschließenden Diskussion gab es folgende Fragen, Anmerkungen und Antworten. 

 

Fragen, Anmerkungen Antworten 

Sind Ortsbeiräte im Hauptausschuss vertreten? Die Ortsbeiräte können an den Sitzungen des 
Hauptausschusses teilnehmen, haben darin aber 
keinen formalen Sitz? 

Die Ortsbeiräte haben sich insbesondere über 
das Verhalten der SVV beschwert. Sie haben das 
Gefühl, dass ihre Anliegen weniger gehört und 
beachtet werden und dass sie in ihren Rechten 
beschnitten werden. Das kann auch an der 
Menge der Anträge liegen, die von den 
Ortsbeiräten in die SVV eingebracht wurden. 

 

Diese Wahrnehmung und Kritik ist auch bei Herrn 
Tuntschew angekommen. Die Ortsbeiräte sollen 
nicht in ihren Kompetenzen beschnitten werden. 
Das Budget des Investitionsteils der Ortsbeiräte 
wurde vor kurzem verdoppelt (auf bis zu 10.000 
€). Diese Entscheidung war das Ergebnis einer 
Sitzung mit Ortsvorsteher:innen mit dem 
Kämmerer. 

Des Weiteren wurde das Akteneinsichtsrecht für 
Ortsvorsteher:innen auf den Weg gebracht. Es 
muss noch in der Hauptsatzung verankert 
werden. Die Möglichkeit, Akten einzusehen, 
macht Entscheidungen nachvollziehbarer.  

Vor dem Hintergrund der aktuellen Beschwerden 
muss überlegt werden, was (systemisch) 
geändert werden kann und muss. 

Der Umgang mit den Beschlüssen der 
Ortsbeiräte in der Stadtverordnetenversammlung 
und der Verwaltung muss angeschaut werden. 
Was kann überhaupt beschlossen werden und 
wie kann eine bessere Verbindlichkeit im 
Umgang mit den Beschlüssen gefunden werden?   

Als Reaktion auf die aktuelle Kritik ist 
beschlossen worden, ein Workshopverfahren 
durchzuführen, im dem die Zusammenarbeit 
besprochen werden soll. An dem Verfahren 
sollen neben den Ortsvorsteher:innen auch 
Vertreter:innen der Verwaltung und der SVV 
teilnehmen. 
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Die Situation des ÖPNV ist ein wichtiges Thema 
der Ortsbeiräte. Was ist in dieser Hinsicht 
geplant? Soll es zu einem Austausch kommen? 
Ist zu dem Thema ein größerer Dialog 
vorgesehen, bei dem alle betroffenen Ortsbeiräte 
gemeinsam mit allen relevanten Akteur:innen 
sich austauschen? 

 

Verkehr ist insbesondere im Potsdamer Norden 
ein wichtiges Thema. Die Verkehrsentwicklung 
der Verwaltung ist bemüht, die Beschlüsse der 
Ortsbeiräte in ihre Planungen aufzunehmen. Im 
Rahmen des Stadtentwicklungskonzepts 
Verkehr oder dem Nahverkehrsplan fließen Ideen 
und Wünsche aus den Ortsteilen ein. Natürlich 
müssen bei diesem Thema auch die Interessen 
der Gesamtstadt und anderer Ortsteile 
berücksichtigt werden, da es teilweise sehr 
unterschiedliche Bedarfe gibt. 

Es wird vorgeschlagen, die Kolleg:innen der 
Verkehrsentwicklung einzuladen und über 
Beteiligungsmöglichkeiten der Verkehrsplanung 
zu diskutieren.  

In Gesprächen mit den Ortsbeiräte wurde der 
Eindruck geschildert, dass ihre Beschlüsse 
teilweise pauschal ablehnt werden. Ist das 
Problem bekannt? 

 

Dazu kann Herr Tuntschew nichts im Detail 
sagen und ist in erster Linie Sache der 
Stadtverordnetenversammlung. Das wäre ein 
Thema, das im Rahmen des 
Workshopverfahrens besprochen werden sollte. 

 

Wer kann am Workshopverfahren teilnehmen? 

 

Derzeit ist vorgesehen, dass an dem Verfahren 
die Ortsvorsteher:innen, Vertreter:innen der 
Verwaltung und Vertreter:innen der SVV 
(parteiübergreifend) teilnehmen. Die Runde soll 
eher klein gehalten werden, ohne die Potsdamer 
Stadteile.  

Der BR soll ebenfalls einbezogen werden. Er 
könnte zum Beispiel durch Stellungnahmen eine 
beratende Rolle übernehmen. Zusätzlich könnte 
eine AG des BR den Prozess begleiten. Die 
Moderation des Workshopverfahrens soll durch 
eine unbeteiligte, neutrale Institution (WfB, 
Kommunalpolitisches Institut der Uni Potsdam 
o.ä.) erfolgen.  

 

Das Akteinsichtsrechte ist eine eher nachrangige 
Beteiligungsmöglichkeit. Können die Ortsbeiräte 
nicht auf anderem Wege besser in die 
Entscheidungsfindung einbezogen werden? Zum 
Beispiel durch ein partizipatives Verfahren zur 
Entscheidungsfindung? 

 

Grundsätzlich wird immer versucht, die 
Ortsvorsteher:innen frühzeitig in Entscheidungen 
einzubinden. 

Der Anspruch ist, in Potsdam die Menschen 
durch Bürgerbeteiligung stärker einzubinden. Die 
Zusammenarbeit soll verbessert werden. Eine 
kooperative Verwaltung gehört zur DNS der 
Stadt. Dazu gehört auch, dass die 
Verwaltungsmitarbeiter:innen die 
Ortsvorsteher:innen einbinden – was sie auch in 
den allermeisten Fällen tun. 

Natürlich werden Entscheidungen nicht immer im 
Konsens mit den Ortsbeiräten getroffen. Das sind 
die erwähnten funktionalen Konflikte, die nicht 
immer gelöst werden können. Es muss aber 
geklärt werden, ob es sich um ein systemisches 
Problem oder um viele Einzelfälle handelt.  

Was hat zur veränderten Behandlung von 
Beschlüssen in den Ausschüssen geführt? 

 

In den Ausschüssen erfolgt keine federführende 
Behandlung mehr mit den Beschlüssen mehr. 
Der Grund ist Herrn Tuntschew nicht bekannt – 
auch das müsste im Workshop auf die Agenda. 
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Für wann ist das Workshopverfahren geplant? 

 

Die Ergebnisse des Workshopverfahrens sollen 
noch vor der Sommerpause vorliegen. 
Dementsprechend muss das Verfahren im Mai 
durchgeführt werden. Es ist notwendig, ein 
Verfahren zu finden, dass diesen Zeitplan 
ermöglicht.  

 

 

4 Mobile Beteiligung in Potsdam 

Zu Beginn stellte Frau Ermert den Beschluss der SVV zur mobilen Beteiligung in Potsdam vor 

(siehe Anhang A).  

Aus dem Beschluss wird deutlich, dass die Verwaltung prüft, wie mobile Beteiligung in 

Potsdam möglichst kostensparend umgesetzt werden kann.   

Bislang ist jedoch noch nicht ausreichend geklärt, welches Konzept der mobilen Beteiligung 

zugrunde liegt. Klar ist, dass mit der mobilen Beteiligung die Menschen vor Ort abgeholt 

werden sollen. Mobile Beteiligung soll insbesondere dann eingesetzt werden, wenn die 

Beteiligung den öffentlichen Raum betrifft, da so der Bezug zum jeweiligen Ort hergestellt 

werden kann. Des Weiteren kann mobile Beteiligung an Orten genutzt werden, an denen keine 

geeigneten Räume für Beteiligung vorhanden sind. Dennoch ist es wichtig, als nächsten Schritt 

ein Konzept zu entwickeln, in dem beschrieben wird, was mobile Beteiligung leisten soll, da 

sich daraus die Ausgestaltung verschiedener Formen ableiten lässt.  

Laut SVV-Beschluss soll dazu unter anderem vom BR ein Meinungsbild eingeholt werden. Die 

WfB möchte gemeinsam mit dem BR die Idee der mobilen Beteiligung konzeptionell erarbeiten 

und unterfüttern. Frau Pohle machte deutlich, dass möglichst viel Input zum Thema erwünscht 

ist und der BR eine eigene Stellungnahme einbringen sollte. Von den Mitgliedern des BR 

wurde angemerkt, dass es über die Stellungnahme hinaus die Möglichkeit geben sollte, weiter 

zu denken. 

Nächste Schritte sind:  

- Bis Mai soll die konzeptionelle Ausarbeitung zusammengefasst und dabei geklärt 

werden, wo noch Lücken im derzeitigen Konzept sind.  

- Im Mai trifft sich die interne WfB mit dem Geschäftsbereich 4 und bespricht 

insbesondere technische Aspekte der mobilen Beteiligung.  

- Bis August wird eine Vorlage erarbeitet, die im August dem BR vorgestellt werden 

kann.  

 

Der BR hat beschlossen, sich intensiver in die (konzeptionelle) Ausgestaltung der mobilen 

Beteiligung einzubringen. Dabei sollen insbesondere die Bedarfe der mobilen Beteiligung 

identifiziert werden. Frau Wilke und Frau Jordan haben sich bereiterklärt, die Stellungnahme 

des BR zur mobilen Beteiligung vom Oktober 2020 zu sichten und für die neue Stellungnahme 

des BR auszuwerten. Dabei soll auch das Beteiligungskonzept von Schlaatz berücksichtigt 

werden. Deshalb wird Herr Schwartz aus Schlaatz zur kommenden Sitzung des BR im April 

eingeladen, um das Beteiligungskonzept vorzustellen. Herr Geisler merkte an, dass es sich 

dabei bisher um ein reines Konzept handelt und es noch keine Erfahrung mit der Umsetzung 

der Beteiligungsbausteine gibt. Der BR sprach sich dafür aus, mobile Beteiligung vernetzt zu 

denken und auch in das Konzept Beteiligung 2.0 aufzunehmen, das derzeit von einer AG des 
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BR entwickelt wird. Damit sollen mögliche Verknüpfungen mit anderen Beteiligungsangeboten 

benannt werden. Herr Leben merkte zudem an, dass ggf. auch ein Pilotprojekt zur mobilen 

Beteiligung durchgeführt werden könnte. Die geplante Werkstatt zur autoarmen Innenstadt 

Potsdam würde dafür einen passenden Rahmen bilden.  

Der BR lobte die Verwaltung dafür, dass er von Beginn an in die Entwicklung der mobilen 

Beteiligung einbezogen wird. 

5 Aktuelles: 

5.1 Prozessmonitor 

Die neue Form des Prozessmonitors gefiel den Mitgliedern. Er soll in Zukunft so fortgeführt 

werden.  

Herr Geisler wies darauf hin, dass sich der Prozess am Schlaatz durch den Prozessmonitor 

zieht. Die WfB stand bei der Entwicklung des Beteiligungskonzepts beratend zur Seite und  

kann dementsprechend auch eine Einschätzung des Beteiligungskonzepts Schlaatz 

einbringen.  

Des Weiteren wies er darauf hin, dass die Bürgerinitiative zum Potsdamer Norden von der 

WfB schon seit längerem begleitet wird.  

Herr Daenzer fragte, ob eine Veröffentlichung des Prozessmonitors möglich sei, um die 

Informationen der breiten Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Herr Geisler erwiderte, dass 

grundsätzlich die Veröffentlichung einer Übersicht denkbar sei. Als mögliches Problem nannte 

er, das die Informationen nicht immer auf dem aktuellen Stand seien, wenn der Monitor nur 

einmal im Monat aktualisiert wird. Aus diesem Grund soll die Veröffentlichung WfB-intern noch 

einmal besprochen werden.  

Der Prozessmonitor findet sich in Anhang A. 

5.2 BI Potsdamer Norden: Schreiben von Rüdiger Seyboth 

Es wurde darüber informiert, dass sich die betroffenen Ortsbeiräte ebenfalls mit dem Thema 

beschäftigen. Die Situation hat sich inzwischen grundlegend geändert, da der Bau der Tank- 

und Rastanlage von der Stadt Potsdam in ihrer Stellungnahme abgelehnt wurde. Zugleich 

forderte die Stadt Potsdam den Vorhabenträger dazu auf, den Ausbau der Anlage Wolfslake 

erneut zu prüfen. 

Herr Falk hat bereits auf das Schreiben von Herrn Seyboth (siehe Anhang B) geantwortet und 

dabei deutlich gemacht, dass der BR über die Situation informiert ist. Zu inhaltlichen Fragen 

möge sich Herr Seyboth oder die Bürgerinitiative an die WfB wenden. 

5.3 Vorhaben Pirschheide 

Es hat sich eine AG zur Pirschheide gebildet, an der Herr Kleger, Frau Albrecht, Herr Geisler 

und Herr zur Nieden teilnehmen. Herr zur Nieden hat bereits angefangen ein Konzept zu 

schreiben. Voraussichtlich kann im April/Mai einen Zwischenstand des Konzepts vorgestellt 

werden.  

5.4 Sitzung des Ausschusses PTD 

Frau Jordan informierte, das die Ideen des BR zur Bürger:innenbeteiligung in der Pirschheide 

im Ausschuss PTD sehr positiv aufgenommen worden sind. Die Ideen des BR könnten 

eventuell in der Mai-Sitzung des Ausschusses vorgestellt werden. Frau Jordan wird 

versuchen, einen entsprechenden Tagesordnungspunkt für die Sitzung einzubringen. 
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Der BR sprach sich dafür aus, die Anfrage von Frau Müller ebenfalls in den Ausschuss PTD 

einzubringen. Frau Wilke schreibt dazu eine Stellungnahme, die gemeinsam mit der Anfrage 

im Ausschuss vorgestellt werden soll. 

Die Zusammenfassung der wichtigsten Punkte aus der Ausschusssitzung findet sich im 

Anhang C. 

6 Organisatorisches:  

Aufgrund der neuen Mitglieder ist eine Aktualisierung sowohl der Kontakdatenliste als auch 

des E-Mailverteilers (all@) notwendig. Frau Ermert und Herr Geisler kümmern sich darum.  

7 Abschluss 

Inhalte für kommende Sitzungen 

- Herrn Schwartz zur Vorstellung des Beteiligungskonzepts Schlaatz einladen 

 

Inhalte aus vorhergehenden Sitzungen: 

- Vorstellung des Konzepts der autofreien / autoarmen Innenstadt durch Herrn Leben – 

die Rolle der Bürgerbeteiligung dabei beleuchten 

- Besuch Vertreter*in BR Erfurt Herr Geisler: Vertreter aus Erfurt wünscht sich 

Präsenzveranstaltung, möchte zwei bis drei Personen hinzunehmen.  

- Frau Engel einladen (Kreativquartier in der Garnisonkirche)  

- Thema Evaluation  

 

Die nächste Sitzung des Beteiligungsrats Potsdam findet am 27.04.2021 in der Zeit von 

18.00-20.30 Uhr statt. 
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8 Anhang 

A – Beschluss der SVV zur mobilen Beteiligung 
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B – Prozessmonitor 
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C – Schreiben von Herrn Seyboth 
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D – Zusammenfassung wichtiger Punkte aus dem Ausschuss PTD 

 

Ausschusssitzung am 16.03.2021 

Zusammenfassung der den BR betreffenden Punkte 

Es wird darüber informiert, dass der Vortrag von Herrn Tuntschew heute nicht stattfinden kann. 

Er soll am 25.03.2021 in der Sitzung des Beteiligungsrates gehalten werden. Es wird 

angefragt, ob Ausschussmitglieder dabei zuhören können. Dem wird grundsätzlich nicht 

widersprochen. Eine Anmeldung ist zwingend erforderlich. Es konnte nicht geklärt werden, 

welche Ausschussmitglieder überhaupt zuhören möchten. 

Vorstellung des Partizipationskonzeptes Am Schlaatz durch Herrn Schwarz. Er stellt die 

bisherige Arbeit vor und gibt einen Ausblick. Dieser Vortrag ist Anlass anzuregen, Herrn 

Schwarz zu einer Sitzung des BR einzuladen, um seine Erfahrungen zu schildern. Es erscheint 

ein gelungenes Format zu sein, um ggf. für die Beteiligung z.B. Pirschheide genutzt und 

weiterentwickelt zu werden. 

Es wird über den Vortrag zur Pirschheide aus dem letzten BR berichtet und empfohlen, diesen 

Ansatz in einer Ausschusssitzung vorzustellen. Hierzu wird ein Formulierungsvorschlag für die 

Tagesordnung erbeten. Es wird betont, dass mit den Akteuren in der Stadtverwaltung 

zusammengearbeitet werden soll, damit nicht „parallel gefahren“ wird. Es wird informiert, dass 

der BR sich konzeptionell einbringen und mitgestalten will. 

Über den zweiten Punkt – Thema Ortsbeiräte – wird informiert, dass Herr Tuntschew der 

Ansprechpartner für die Ortsbeiräte ist. Herr Tuntschew sei jedoch nur für die Zusammenarbeit 

mit den Ortsvorstehern zuständig, nicht aber mit den Ortsbeiräten. Die mangelnde 

Zusammenarbeit und Unterbindung rechtlich verbindlicher Mitspracherechte ist vor allem in 

der SVV und den Ausschüssen vorzufinden. 

Frau Bojunga (Stadtverwaltung) stellt die Vorgehensweise des 

Interessenbekundungsverfahren für die WfB vor und informiert gleichzeitig darüber, dass der 

derzeitige Vertrag bis 31.10.2022 verlängert wurde.  

 

Freda von Heyden-Hendricks 

Dr. Antje Jordan 


